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S i t z u n g s v o r l a g e  

Status:  
öffentlich

Beratungsfolge: Rat der Stadt Übach-Palenberg 
Federführende Stelle: Amt für Schule, Sport und Wohnungswesen 
 
Schulorganisatorische Änderungen, hier: GGS Marienberg 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Die GGS Marienberg wird aufgelöst. Der Einschulungsjahrgang 2007/2008 ist bereits von anderen 
Grundschulen im Stadtgebiet unter Berücksichtigung des Elternwillens aufzunehmen. 
 
Die Auflösung der GGS Marienberg wird mit dem Ende des Schuljahres 2007/2008 vollzogen. Die 
dann noch vorhandenen Schülerinnen und Schüler (Klasse 1 + 2 des Schuljahres 2006/2007) 
werden auf die Schulen im Stadtgebiet unter Berücksichtigung des Elternwillens verteilt. 
 
 
 
Begründung: 
 
 
Der Schul-, Sport- und Kulturausschuss hat die grundsätzlichen schulorganisatorischen 
Änderungserfordernisse betreffend die GGS Marienberg ausführlich in seiner Sitzung am 
22.03.2007 erörtert.  
 
Unstrittig ist, dass die Schülerzahlen an dieser Schule die gesetzlichen Voraussetzungen für eine 
Fortführung der Schule in der bisherigen Form nicht erfüllen. Der Ausschuss hat deshalb die 
Auflösung der GGS Marienberg als Beschlussempfehlung ausgesprochen.  
 
Der v. g. Beschlussentwurf wurde mit dem Schulamt des Kreises Heinsberg abgestimmt. Nach 
Auskunft des Schulamtsdirektors Herrn Kaiser ist dieses „geordnete Auflösungsverfahren“ auch 
mit der Schulleitung am 26.03.2007 abgesprochen worden.  
 
Herr Kaiser bittet ausdrücklich, die Entscheidung im Interesse der Kinder und aufgrund der 
eingetretenen Verunsicherung, was mit der Schule geschehen solle, am 27.03.2007 zu treffen und 
nicht zu verschieben. Neue Erkenntnisse wären auch bei einer späteren Entscheidung nicht zu 
erwarten. 
 
Herr Kaiser sicherte zu, dass unmittelbar nach der Entscheidung des Stadtrates die Schule bzw. 
die Schulaufsicht die Eltern hinsichtlich der Beschulung ihrer Kinder informieren werde. 
 



  
 
 
 
 
 
 
 
 
 


